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In der gesetzlichen Krankenversicherung erfolgt - neben der eigentlichen
Versicherung gegen Krankheit - über die Ausgestaltung der Beitragserhebung eine
familien- und verteilungspolitisch motivierte Einkommensumverteilung. Ist eine
Krankenversicherung der richtige Ort für solch eine Umverteilung?
Wie groß ist ihr Ausmaß? Welche anderen Möglichkeiten der Beitragserhebung gibt es?
I
n der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung
werden drei Umverteilungsaufgaben gleichzeitig
durchgeführt:
D die Umverteilung von den Gesunden zu den Kran-
ken;
D die Umverteilung zugunsten von Mitgliedern mit
mitversicherten Ehegatten und/oder mitversicherten
Kindern;
D die Umverteilung von den Mitgliedern mit höherem
Arbeitseinkommen zu den Mitgliedern mit niedrigem
Arbeitseinkommen.
Die erste Form der Umverteilung beinhaltet auto-
matisch eine Umverteilung von den Personen mit ge-
ringen Gesundheitsrisiken zu den Personen mit hohen
Gesundheitsrisiken und eine Umverteilung von den
Jüngeren zu den Älteren. Während diese Form der
Umverteilung als die eigentliche Aufgabe einer Kran-
kenversicherung angesehen werden kann, gibt es kei-
nen zwingenden Grund, warum die beiden anderen
Ümverteilungsformen im Rahmen der gesetzlichen
Krankenversicherung durchgeführt werden müssen.
Im folgenden wird zunächst gezeigt, daß die beiden
letztgenannten Umverteilungen innerhalb der gesetz-
lichen Krankenversicherung zu einem nicht befriedi-
genden Ergebnis führen: Die Kosten der Umverteilung
innerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung wer-
den von Arbeitnehmern mit mittlerem Einkommen ge-
tragen, während Arbeitnehmer mit hohem Einkommen
und Selbständige nichts dazu beitragen. Auf der an-
deren Seite erhalten im derzeitigen System auch viele
Haushalte mit gutem Einkommen, die eigentlich keine
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finanzielle Förderung benötigen, eine verbilligte Kran-
kenversicherung auf Kosten der Versichertengemein-
schaft. .
Welche Konsequenzen hat es, wenn man diese Um-
verteilungen aus der gesetzlichen Krankenversiche-
rung herauslöst und im Rahmen der Einkommen-
steuer und des Kindergeldes durchführt? Es wird ge-
zeigt, daß nicht nur diese Umverteilungsaufgaben viel
besser gelöst werden, sondern auch einige Abson-
derlichkeiten des deutschen Krankenversicherungs-
systems verschwinden und das deutsche Kranken-
versicherungssystem insgesamt reformfähiger wird.
Als erster Schritt soll analysiert werden, wie die Bei-
tragsstruktur der gesetzlichen Krankenversicherung
aussehen müßte, wenn sie nur die Umverteilung von
den Gesunden zu den Kranken zum Ziel hätte, also
ausschließlich eine Versicherung zum Ausgleich der
Krankheitskosten wäre. Ein Vergleich der Beiträge an
eine solche Versicherung mit den derzeit tatsächlich
gezahlten Beiträgen macht die Verteilungswirkungen
des derzeitigen Systems erkennbar.
Als einzige finanziell bedeutsame Leistung der ge-
setzlichen Krankenversicherung ist das Krankengeld
von der Höhe des Einkommens abhängig. Daher
müßte in einem reinen Versicherungssystem auch der
Beitrag zur Finanzierung des Krankengelds getrennt
erhoben werden und nach Einkommenshöhe vari-
ieren. Meine Schätzung ergibt folgendes (vgl. dazu
Kasten):
D Derzeit wäre ein Betrag in Höhe von rund 1,1 %
des Versicherungspflichtigen Bruttoeinkommens der
krankengeldberechtigten Mitglieder erforderlich, um
die Ausgaben für das Krankengeld zu decken.
D Die durchschnittlichen Ausgaben pro mitversicher-
tem Kind betragen derzeit rund 150 DM pro Monat.
D Die durchschnittlichen Ausgaben (ohne Kranken-
geldausgaben) pro Mitglied und Ehegatte belaufen
sich auf rund 290 DM pro Monat. Natürlich wäre es
auch möglich, die durchschnittlichen Ausgaben ge-
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trennt nach Ehegatte und Mitglied zu ermitteln. Die
Unterschiede in den Ausgaben pro Kopf zwischen
diesen beiden Gruppen beruhen aber im wesentlichen
auf der ungleichen Alters- und Geschlechtsstruktur
dieser beiden Gruppen.
In einem reinen Versicherungssystem ergibt sich
somit eine sehr einfache Beitragsstruktur: Mitglieder
zahlen etwa 290 DM pro Monat für sich selbst,
290 DM für mitversicherte Ehegatten, 150 DM pro
Monat je Kind, außerdem 1,1% des Versicherungs-
pflichtigen Einkommens, falls sie krankengeldberech-
tigt sind
1. Natürlich gäbe es wie bisher gewisse Unter-
schiede zwischen den Beitragssätzen der einzelnen
gesetzlichen Krankenkassen. Die Beitragssätze wür-
den sich auch weiterhin bei Veränderungen der Lei-
stungsausgaben verschieben. Im derzeitigen System
zahlt jedes Mitglied unabhängig vom Familienstand
im Durchschnitt der Krankenkassen rund 13,6% des
Bruttoeinkommens als Arbeitnehmer bis zur Beitrags-
bemessungsgrenze
2.
Die Umverteilung im derzeitigen System
Die Verteilungswirkungen des derzeitigen Beitrags-
/Systems lassen sich nun leicht berechnen: Alleinver-
sicherte Mitglieder sind Nettoempfänger, solange sie
weniger als 2320 DM an Versicherungspflichtigem Ein-
kommen pro Monat verdienen (13,6% von 2320 DM
sind 315,52 DM, d.h. 290 DM plus 1,1% von 2380
DM). Sobald sie ein höheres versicherungspflichtiges
Einkommen haben, sind sie Nettozahler. Da die große
Mehrheit der deutschen Vollzeitarbeitnehmer mehr als
2320 DM im Monat verdient, zählen die meisten allein-
stehenden Versicherten zu den Nettozahlern. Allein-
versicherte, die den maximalen Beitrag zahlen (dieser
beträgt 13,6% eines Versicherungspflichtigen Einkom-
mens in Höhe der Beitragsbemessungsgrenze von
6150 DM, also 836,40 DM), unterstützen im Durch-
schnitt mit rund 480 DM monatlich andere Versicherte.
1 Die hier verwendete Methode zur Bestimmung des angemessenen
Versicherungsbeitrags der gesetzlichen Krankenversicherung ist eine
Weiterentwicklung der Methode von R F. Lutz, U. Schneider:
Der „soziale Ausgleich" in der gesetzlichen Krankenversicherung, Dis-
kussionspapier Nr. 200, Fachbereich Wirtschaftswissenschaften der
Universität Hannover, 1997, S. 9-12.
2 In diesem Aufsatz werden die durchschnittlichen Beitragssätze, die
Beitragsbemessungsgrenzen und der Steuertarif des Jahres 1997 zu-
grunde gelegt.
3 Wer bei der Umverteilung in der gesetzlichen Krankenversicherung
wieviel gewinnt und verliert, wird mit Hilfe der Daten des sozioökono-
mischen Panels analysiert bei P. F. Lutz, U. Schneider, a.a.O.,
S. 19-29. Zu einer ausführlichen Diskussion der Beitragseinnahmen
und Leistungsausgaben für verschiedene Haushaltstypen mit einer
völlig anderen Methodik siehe A. B. Pf äff, M. Pf äff: Die Familie
als Leistungsträger und Leistungsempfänger im Gesundheitswesen,
in: Gerhard Kleinhenz (Hrsg.): Soziale Ausgestaltung der Markt-
wirtschaft - Festschrift zum 65. Geburtstag von Prof. Dr. Heinz Lam-
pert, Berlin 1995.
Schätzung der Beitragsstruktur
Krankengeld: Die Ausgaben für Krankengeld in
Deutschland beliefen sich im Jahr 1997 auf 14,4 Mrd.
DM. Die beitragspflichtigen Einnahmen aller Mitglieder
(ohne Rentner) betrugen laut der Statistik KJ1 des Bun-
desministeriums für Gesundheit 1441,4 Mrd. DM. Die
beitragspflichtigen Einnahmen der krankengeldberech-
tigten Mitglieder werden nicht veröffentlicht. Sie liegen
schätzungsweise bei etwa 1320 Mrd. DM. Daraus ergibt
sich ein Beitragssatz von 1,09%.
Beitragsanteil für Kinder: Weder die Anzahl der mit-
versicherten Kinder noch die für sie erforderlichen Lei-
stungsausgaben werden veröffentlicht. Auf der Grund-
lage der Altersstruktur der Mitversicherten in Bundesar-
beitsblatt, 7-8/1998, S.117 und 122, liegt der Anteil der
mitversicherten Kinder bis 25 Jahre an allen Versicher-
ten in Deutschland im Oktober 1997 schätzungsweise
bei etwa 20,4%. Für den Risikostrukturausgleich schätzt
das Bundesversicherungsamt jährlich die durchschnitt-
lichen Leistungsausgaben für bestimmte Versicherten-
gruppen nach Einzelalter, zuletzt veröffentlicht im Bun-
desanzeiger 17/1998, S. 861-865, für das Jahr 1996. Auf-
grund dieser Daten wird in diesem Aufsatz geschätzt,
daß ein mitversichertes Kind bis 25 Jahre im Schnitt
53,1% der Leistungsausgaben eines Versicherten verur-
sacht. Wenn man zusätzlich berücksichtigt, daß im Jahr
1996 7,7% aller Leistungsausgaben auf das Kranken-
geld entfielen, ergibt sich, daß ein mitversichertes Kind
im Schnitt 57,5% der Leistungsausgaben (ohne Kran-
kengeld) eines Versicherten verursacht.
Höhe der Beiträge: Die Beitragseinnahmen in
Deutschland betrugen im Jahr 1997 238,9 Mrd. DM;
nach Abzug der Ausgaben für Krankengeld verbleiben
224,5 Mrd. DM. Bei 71,6 Mill. Versicherten im Oktober
1997 beträgt der durchschnittliche erforderliche Beitrag
pro Versicherten 261,29 DM im Monat, der erforderliche
Beitrag für Kinder 150,24 DM pro Monat (57,5 % davon),
und der erforderliche Beitrag für andere Versicherte
289,75 DM pro Monat. Die Schätzungen der Ausgaben
für Kinder durch das Bundesversicherungsamt liegen
übrigens im Vergleich zu den Ausgaben für andere
Versicherte deutlich höher als dies bei früheren deut-
schen Schätzungen der Fall war
1.
1 Vgl. S. Busch, A.B. Pfaff, C. Rindsfüßer: Die Finan-
zierung der gesetzlichen Krankenversicherung, Hans-Böckler-
Stiftung, Düsseldorf 1996, S. 68; P. Reschke, K. Jacobs:
Erstellung von Ausgabenprofilen im Risikostrukturausgleich für
den vorläufigen Jahresausgleich 1994 sowie das Abschlags-
verfahren 1996, Institut für Gesundheits- und Sozialforschung,
Berlin 1995, S. 18-26.
Wie an den letzten drei Zeilen der ersten Spalte in
Tabelle 1 deutlich wird, zählt ein Mitglied, bei dem ein
Ehegatte und mindestens zwei Kinder mitversichert
sind, bei jedem Einkommen zu den Nettoempfängern,
weil selbst der maximale Beitrag von 836,40 DM im
Monat niedriger ist, als der Beitrag für alle Familien-
mitglieder in einem reinen Versicherungssystem wäre.
Auch wenn nur der Ehegatte und ein Kind mitversi-
chert sind, ist für Bezieher von Einkommen unter
5840 DM das derzeitige System günstig. Dagegen
zählen viele Personen, die keinen Ehegatten, aber ein
oder zwei Kinder mitversichert haben, im derzeitigen
Versicherungssystem zu den Nettozahlern. Zu dieser
Personengruppe gehören nicht nur viele Alleinerzie-
hende und Personen, die mit ihrem Lebenspartner
nicht verheiratet sind, sondern auch Personen, deren
Ehegatte selbst ein versicherungspflichtiges Einkom-








Mit 1 mitversichertem Kind
Mit 2 mitversicherten Kindern
Mit 3 mitversicherten Kindern




und 1 mitversichertem Kind
und 2 mitversicherten Kindern
und 3 mitversicherten Kindern
und 4 mitversicherten Kindern
Versicherungspflichtiges












































































Die kostenlöse Krankenversicherung von Kindern
und nicht arbeitenden Ehegatten soll zunächst nicht
weiter diskutiert werden; es soll vielmehr der Frage
nachgegangen werden, wer die Kosten dieser beiden
Sozialleistungen trägt. Wenn man die oben genannten
Beiträge für mitversicherte Kinder und Ehegatten zu-
grunde legt, ergeben sich in Deutschland Gesamtbei-
träge für Kinder und Ehegatten von fast 50 Mrd. DM
jährlich. Eine erheblicher Teil dieser Summe wird der-
zeit von alleinversicherten Arbeitnehmern mit mittle-
rem Einkommen aufgebracht, während Arbeitnehmer
mit höherem Einkommen, die nicht Mitglied der ge-
setzlichen Krankenversicherung sind, und Selbstän-
dige nichts dazu beitragen müssen. Der Krankenver-
sicherungsbeitrag kann als eine Art zweckgebundener
Zuschlag zur Lohnsteuer interpretiert werden, der nur
von einem bestimmten Personenkreis zu zahlen ist.
Dieser Zuschlag belastet viele Personen erheblich:
In Tabelle 2 ist eine persönliche Steuer- und Abgaben-
bilanz für alleinstehende Arbeitnehmer mit Einkom-
men aus Arbeitnehmertätigkeit zwischen 2000 und
9000 DM im Monat gezogen. Für diese Tabelle wurde
angenommen, daß alleinstehende Arbeitnehmer,
wenn sie die Beitragsbemessungsgrenze von 6150 DM
überschreiten, auf eine Weiterversicherung in der ge-
setzlichen Krankenversicherung verzichten und sich
statt dessen für 350 DM im Monat bei einer privaten
Krankenversicherung versichern
4. Für sie wird die
Krankenversicherung um rund 480 DM billiger. Da die
Versicherungsbeiträge zur Hälfte vom Arbeitgeber ge-
tragen werden, spart der Arbeitnehmer durch diese
Entscheidung 240 DM im Monat, während weitere
240 DM Einsparung dem Arbeitgeber zugute kom-
men. Wie man in der letzten Spalte von Tabelle 2 er-
Tabelle 2












































































































Annahmen: Bei einem Einkommen über 6150 DM ist der Arbeitnehmer privat kranken- und pflegeversichert. Der monatliche Beitrag beträgt
350 DM für die private Krankenversicherung und 60 DM für die private Pflegeversicherung. Der Beitragssatz in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung beträgt 13,6%.
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kennen kann, ist die relative Belastung eines Einkom-
mens von 6100 DM mit Steuern und Abgaben unter
den genannten Voraussetzungen höher als die Bela-
stung irgendeines Arbeithehmereinkommens zwi-
schen 6200 DM und 9000 DM im Monat. Alle Arbeit-
nehmer dieser Einkommensklasse werden gegenüber
einem Arbeitnehmer mit einem Einkommen von 6100
DM im Monat bei der Festlegung von Steuern und
Abgaben bevorzugt, ohne daß dies sinnvoll zu recht-
fertigen wäre.
Die Arbeitnehmer mit Einkommen oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze haben aber nicht nur den
Vorteil einer geringeren Abgabenbelastung, auch
hinsichtlich der Qualität der Leistungen werden sie
bevorzugt: Diese Personen können die besseren Lei-
stungen der privaten Krankenversicherung in An-
spruch nehmen, während Arbeitnehmer unterhalb der
Beitragsbemessungsgrenze, die relativ stärker bela-
stet sind, die schlechteren Leistungen der gesetz-
lichen Krankenversicherung erhalten.
Schieflage im derzeitigen System
Allerdings können Arbeitnehmer mit einem Einkom-
men oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze in der
gesetzlichen Krankenversicherung bleiben, falls sie es
für vorteilhaft halten. Es wurde bereits gezeigt, daß
Mitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung
auch bei hohen Einkommen immer zu den Nettoemp-
fängern gehören, wenn ein Ehegatte und mindestens
zwei Kinder mitversichert sind (vgl. Tabelle 1). Generell
gilt: Je größer die mitversicherte Familie eines Arbeit-
nehmers mit einem Einkommen oberhalb der Beitrags-
bemessungsgrenze ist, desto weniger wahrscheinlich
ist es, daß er von einer privaten Versicherung eine für
ihn günstigere Krankenversicherung erhalten kann als
von der gesetzlichen Versicherung. Im bestehenden
System wird also nicht nur die Krankenversicherung
der Familien von Beziehern niedriger Arbeitseinkom-
men, sondern auch die Krankenversicherung der
Familien von vielen Beziehern hoher Arbeitsein-
kommen subventioniert.
Zu einer völlig absurden Situation führt dieses
System für Arbeitnehmer, die zum ersten Mal in ihrem
Leben oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze ver-
dienen. Sie müssen sich entscheiden* ob sie in
Zukunft privat oder gesetzlich krankenversichert sein
wollen. Sie wissen aber häufig noch nicht, ob sie in
4 Es wurde ein mittlerer Betrag gewählt. Ein dreißigjähriger gesunder
Mann erhält derzeit eine private Krankenversicherung (Krankenko-
sten- und Krankentagegeldversicherung) erheblich billiger, wenn er
eine gewisse Selbstbeteiligung akzeptiert. Eine dreißigjährige Frau
muß dagegen bei vielen Versicherern deutlich mehr zahlen.
der Zukunft eine Familie haben werden, die den Ver-
bleib in der gesetzlichen Versicherung für sie lohnend
macht. Die Entscheidung wird aber in der Regel für
das ganze Leben getroffen und sollte auch nicht ver-
schoben werden, denn die Beiträge zu einer privaten
Krankenversicherung steigen mit zunehmendem
Eintrittsalter. Der Zwang zu dieser Entscheidung wi-
derspricht jeder rationalen Sozialpolitik: Die Sozial-
leistung einer günstigen Familienversicherung wird
nur solchen Personen gewährt, die bereits zum Zeit-
punkt der Entscheidung über die Art der Krankenver-
sicherung eine Familiengründung durchgeführt oder
geplant hatten.
Eine weitere Schief läge des derzeitigen Systems
ergibt sich aus der Tatsache, daß nur Arbeitnehmer-
einkommen als Bemessungsgrundlage für den Bei-
trag dienen: Alle Mitglieder, deren versicherungs-
pflichtiges Einkommen unterhalb der Werte in der
ersten Spalte von Tabelle 1 liegt, werden von den übri-
gen Mitgliedern der Solidargemeinschaft der versi-
cherten Arbeitnehmer subventioniert. Bei sehr niedri-
gen Versicherungspflichtigen Einkommen ist diese
Subvention sogar recht erheblich. Die Beschränkung
auf das Versicherungspflichtige Einkommen berück-
sichtigt nicht, daß einige dieser Mitglieder neben ei-
nem niedrigen Einkommen als Arbeitnehmer ein ho-
hes Einkommen aus anderen Quellen haben - daß
diese Mitglieder also in keiner Weise bedürftig sind
und möglicherweise über ein viel höheres Einkommen
verfügen als die Arbeitnehmer, die Nettozahler in ihrer
Krankenversicherung sind.
Ein Reformvorschlag
Was wäre nun der einfachste Weg, die Ungerech-
tigkeiten und Seltsamkeiten bei der Umverteilung im
Rahmen des Krankenversicherungssystems zu besei-
tigen? Hier ein Reformvorschlag: Die Beiträge der ge-
setzlichen Krankenkassen werden in der bereits be-
schriebenen Weise kalkuliert. Dabei ergeben sich bei
jeder Krankenkasse eigene Beitragssätze, so daß sich
die Beiträge bei den verschiedenen gesetzlichen
Krankenkassen auch in Zukunft unterscheiden. In der
gesetzlichen Krankenversicherung findet in Zukunft
keine Umverteilung von Einkommen zugunsten von
Niedrigverdienern und Personen mit Kindern und Ehe-
gatten mehr statt. Die bisher von der Krankenver-
sicherung durchgeführten Umverteilungsmäßnahmen
werden statt dessen, wie andere entsprechende
Umverteilungsmaßnahmen auch, im Rahmen der Ein-
kommensteuer und des Kindergelds duchgeführt.
Dabei wird die Benachteiligung von Arbeitnehmern
unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze und die Be-
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vorzugung von Arbeitnehmern oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze und von Selbständigen
beseitigt.
Im einzelnen heißt dies:
D Das Kindergeld wird um den durchschnittlichen
Krankenversicherungsbeitrag für Kinder, also derzeit
150 DM, erhöht. Dies führt dazu, daß die Krankheits-
kosten der Kinder von gesetzlich Versicherten, wie im
derzeitigen System, nicht von den Eltern getragen
werden müssen.
D Zum Stichtag der Umstellung wird der bisherige
Arbeitgeberanteil am Krankenversicherungsbeitrag
durch gesetzliche Festlegung in eine Erhöhung des
Bruttoeinkommens der Arbeitnehmer umgewandelt.
Es wird ein neuer Einkommensteuertarif angewandt,
der sich auf das neue höhere Bruttoeinkommen be-
zieht. Dieser" Einkommensteuertarif wird so gestaltet,
daß das Nettoeinkommen nach Berücksichtigung von
Steuern, Sozialversicherungsbeiträgen und Kindergeld
für Arbeitnehmer unterhalb der Beitragsbemes-
sungsgrenze höher ist als im derzeitigen System, und
für Steuerpflichtige oberhalb der Beitragsbemes-
sungsgrenze niedriger ist als im derzeitigen System.
Der enorme Belastungssprung beim Überschreiten
der Beitragsbemessungsgrenze in Tabelle 2 würde
verschwinden.
D Außerdem ist es erforderlich, daß Versicherungs-
pflichtige, die so wenig verdienen, daß sie keine Ein-
kommensteuer zahlen, einen einkommensabhängigen
Zuschuß zur Krankenversicherung erhalten, damit
auch diese Gruppe nicht stärker als im derzeitigen
System belastet wird. Dieser Zuschuß tritt an die
Stelle der besonders billigen Krankenversicherung für
niedrige Einkommen im bisherigen System. Im Ge-
gensatz zum derzeitigen Zustand kommt dieser Vor-
teil nicht mehr allen Personen mit einem niedrigen
Arbeitnehmereinkommen, sondern nur Personen mit
einem niedrigen Gesamteinkommen zugute. Dieser
Zuschuß sollte zweckmäßigerweise über die Finanz-
ämter ausgezahlt werden. Der entstehende Mehrauf-
wand bei der Verwaltung läßt sich rechtfertigen, weil
anders als im derzeitigen System sichergestellt wird,
daß nur tatsächlich bedürftige Haushalte eine subven-
tionierte Krankenversicherung erhalten.
Die drei genannten Maßnahmen (höheres Kinder-
geld, geänderter Einkommensteuertarif, Zuschuß zur
Krankenversicherung für niedrige Einkommen) müs-
sen so aufeinander abgestimmt werden, daß sie für
den Staatshaushalt insgesamt kostenneutral sind.
Das Einkommensteueraufkommen insgesamt müß-
te sich allerdings erhöhen, weil aus dem Steuerauf-
kommen zusätzlich das höhere Kindergeld und der
Zuschuß zur Krankenversicherung für niedrigere
Einkommen finanziert werden muß. Für die Gruppe
der steuerpflichtigen Arbeitnehmer unterhalb der
Beitragsbemessungsgrenze ergäbe sich, trotz der
höheren Steuern eine Entlastung, weil gleichzeitig ih-
re Krankenversicherungsbeiträge sinken. Die damit
verbundene Mehrbelastung von Arbeitnehmern ober-
halb der Bemessungsgrenze und von Selbständigen
ist unvermeidlich, wenn beabsichtigt ist, daß die
Krankheitskosten der Mitversicherten und Geringver-
diener nicht wie derzeit nur von den Versicherungs-
pflichtigen Arbeitnehmern, sondern von allen Steuer-
pflichtigen nach ihrer Leistungsfähigkeit getragen
werden. Die Erhöhung des Steueraufkommens zeigt
in diesem Fall keine Vermehrung der Staatstätigkeit
an. Sie bedeutet lediglich, daß Sozialleistungen, die
bisher innerhalb der gesetzlichen Krankenversiche-
rung abgewickelt wurden, jetzt offen als Teil des
Staatshaushalts ausgewiesen werden.
Die Familienleistungen für Arbeitnehmer oberhalb
der Beitragsbemessungsgrenze wären in diesem
System unabhängig davon, ob sich der Arbeitnehmer
für eine private oder eine gesetzliche Krankenversi-
cherung entscheidet. Die Betroffenen müßten ihre
Entscheidung über die Art der Krankenversicherung
nicht mehr in erster Linie aufgrund ihrer Vermutungen
über ihre zukünftige Familiengröße fällen.
Die hier vorgeschlagene Reform beseitigt nicht nur
die offensichtlichen Mängel bei der Umverteilung im
Rahmen des derzeitigen Krankenversicherungssy-
stems, sie hat auch weitere günstige Folgen:
D Weitergehende Reformen des „deutschen Steuer-
Transfer-Systems werden wesentlich erleichtert.
D Das Äquivalenzprinzip gilt erstmals für die Beiträge
der gesetzlichen Versicherung, gesetzliche und priva-
te Krankenversicherung werden besser vergleichbar.
Eine Weiterentwicklung der Abgrenzung zwischen pri-
vaten und gesetzlichen Krankenkassen wird ermög-
licht.
D Auch Reformen auf der Leistungsseite der gesetz-
lichen Krankenversicherung werden wesentlich er-
leichtert.
Reform des Steuer-Transfer-Systems
Der Reformvorschlag führt zunächst zu einer grö-
ßeren Transparenz des deutschen Steuer-Transfer-
Systems: Die Umverteilungswirkungen der gesetzli-
chen Krankenversicherung, die derzeit selbst vielen
Fachleuten unklar sind, wären bei einer Durchführung
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im Rahmen der Einkommensteuer und des Kinder-
geldes und mit einem Zuschuß zur Krankenversiche-
rung leichter zu erkennen. Bisher wurden bei Diskus-
sionen über die Weiterentwicklung des deutschen
Steuer-Transfer-Systems die Verteilungswirkungen
der gesetzlichen Krankenversicherung häufig völlig
übersehen.
Der Reformvorschlag verzichtet bewußt darauf, die
Umverteilungswirkungen des derzeit bestehenden
Krankenversicherungssystems mehr als unvermeidlich
zu verändern. Durch die Überführung der Verteilungs-
wirkungen des derzeitigen Krankenversicherungs-
systems in das allgemeine Steuer-Transfer-System
wurde lediglich die Benachteiligung von Arbeitneh-
mereinkommen unterhalb der Beitragsbemessungs-
grenze gegenüber anderen Einkommen beseitigt.
Diese bewußte Beschränkung auf die Beseitigung
von offensichtlichen Ungerechtigkeiten des bestehen-
den Finanzierungssystems der gesetzlichen Kranken-
versicherung schließt natürlich nicht aus, daß bei der
Umstellung oder im Anschluß an die Umstellung des
Krankenversicherungssystems weitergehende Verän-
derungen des Steuer-Transfer-Systems erfolgen. Ein
weiterer Nutzen der hier vorgeschlagenen Reform ist
es, daß der Gesetzgeber größere Flexibilität bei der
Gestaltung der Verteilungspolitik erhält.
In den letzten zehn Jahren wurde immer wieder vor-
geschlagen, für mitversicherte Ehegatten einen eige-
nen Beitrag zu erheben, weil die Subventionierung,
dieser Personengruppe im bestehenden Krankenver-
sicherungssystem zu groß sei. Es ist allerdings nicht
möglich, einen solchen Beitrag in das derzeitige Bei-
tragssystem einzuführen, ohne neue Ungerechtigkei-
ten zu erzeugen: Wenn in dem bestehenden System
für Ehegatten ein eigener Beitrag erhoben würde, wä-
re der Gesamtbeitrag zur Krankenversicherung für ein
Ehepaar, bei dem nur ein Partner arbeitet, bei gleichen
Gesamteinkommen höher als bei einem Ehepaar, bei
dem beide Partner arbeiten. Wenn dagegen die
Subventionierung von nicht arbeitenden Ehegatten in
die Einkommensteuer überführt wird, kann der Ge-
setzgeber das Ausmaß dieser Subventionierung je-
derzeit in übersichtlicher Weise anders festlegen
5.
Ebenso erzwingt das derzeitige Steuer-Abgaben-
System in Deutschland eine relativ hohe Belastung
von niedrigen Einkommen mit Sozialversicherungs-
beiträgen neben der Einkommensteuer. Die durch-
schnittliche Belastung von alleinstehenden Arbeit-
nehmern ist in der letzten Spalte von Tabelle 2 wie-
dergegeben. Die Grenzbelastung von alleinstehenden
Arbeitnehmern ist noch viel höher. Sie liegt fast bei
jedem Einkommen zwischen 2000 DM und 8000 DM
im Monat über 50%, wenn man die Arbeitgeber-
beiträge zur Sozialversicherung als Einkommensbe-
standteil wertet, sogar über 60%. Wenn die Umver-
teilung, die bisher in der Krankenversicherung erfolg-
te, nicht mehr über einkommensproportionale Kran-
kenversicherungsbeiträge, sondern im Rahmen des
Einkommensteuertarifs vorgenommen würde, hätte
der Gesetzgeber in Zukunft mehr Spielraum, diese zu
hohe Belastung niedriger Arbeitnehmereinkommen
zu korrigieren.
Abgrenzung von GKV und PKV
Ein weiterer wichtiger Vorteil der hier vorgeschla-
genen Reform ist es, daß das Äquivalenzprinzip auch
für die gesetzliche Krankenversicherung gültig wird:
Die Beitragshöhe von rund 290 DM entspricht an-
nähernd der Höhe der lebenslangen Krankheitskosten
eines Versicherten. Das Beitragssystem ist so einfach,
daß es für jeden verständlich ist. Die Beiträge für ge-
setzliche und private Versicherungen werden wesent-
lich besser vergleichbar.
Die Kostenunterschiede zwischen verschiedenen
gesetzlichen Krankenkassen spiegeln sich in voller
Höhe in dem Beitrag, der für jeden einzelnen Ver-
sicherten bezahlt werden muß. Dies wird den Wett-
bewerb zwischen den gesetzlichen Versicherungen
intensivieren, da sich der Anreiz für die Versicherten,
eine kostengünstige Krankenkasse zu wählen, erheb-
lich verstärkt.
Auch im derzeiten System ist es möglich, daß ein
gesetzlich Versicherter, der ein besseres Leistungs-
niveau wünscht, eine private Zusatzversicherung
abschließt, oder daß ein privat Versicherter, der ein
niedriges Leistungsniveau wünscht, eine billigere pri-
vate Versicherung auf dem Niveau der gesetzlichen
Krankenversicherung abschließt. Allerdings zahlen die
gesetzlich Versicherten, die über einen gewissen fi-
nanziellen Spielraum verfügen, bereits einen hohen
Beitrag zur Krankenversicherung, so daß sie nur noch
wenig motiviert sind, eine Zusatzversicherung abzu-
schließen. Auf der anderen Seite ist es derzeit für pri-
vat versicherte Arbeitnehmer nicht rational, eine billi-
ge Versicherung mit niedrigem Leistungsniveau
abzuschließen, weil die Einsparungen zur Hälfte dem
Arbeitgeber zugute kommen würden, so daß eine
Verbesserung des Gesamtnutzens des privat versi-
5 Für eine Darstellung dieses Problemkreises siehe F. Breyer:
„Beitragsfreie Mitversicherung" und „Familienlastenausgleich" in der
GKV: ein populärer Irrtum, in: Konjunkturpolitik, 43. Jg. (1997), H. 3,
S. 213-223.
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cherten Arbeitnehmers auf diese Weise kaum erreicht
werden kann. Die hier vorgeschlagene Reform würde
dazu führen, daß Arbeitnehmer, mehr als im derzeiti-
gen System; das Niveau und die Kosten ihres persön-
lichen Krankenversicherungsschutzes (oberhalb des
gesetzlich vorgeschriebenen Mindestschutzes) nach
ihren persönlichen Präferenzen für mehr oder weniger
Krankenversicherungsschutz bestimmen würden.
Als weiterer Schritt wäre es möglich, die Trennung
zwischen gesetzlichen und privaten Krankenversiche-
rungen teilweise aufzuheben. Die privaten Versiche-
rungen könnten die Möglichkeit erhalten^ gleichzeitig
als gesetzliche Krankenversicherung tätig zu werden,
während die gesetzlichen Krankenkassen die Mög-
lichkeit erhielten, selbst private Zusatzkrankenver-
sicherungen anzubieten. Selbstverständlich würde
dies bedeuten, daß private Versicherungen, die auch
als gesetzliche Versicherungen tätig sein wollen, allen
zur gesetzlichen Krankenversicherung berechtigten
Personen die gesetzlich vorgeschriebene Mindestlei-
stung zum gleichen Tarif anbieten müßten (Kontrahie-
rungszwang und Diskriminierungsverbot). Auch müß-
ten solche privaten Versicherungen mit ihrem
gesetzlichen Teil am Risikostrukturausgleich teilneh-
men. Im Ergebnis würden sowohl bisher gesetzliche
als auch bisher private Versicherungen die gesetzlich
vorgeschriebene Grundkrankenversicherung und frei-
willige Zusatzversicherungen anbieten.
Außerdem könnte man die Koppelung des Rechts
auf Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung an die Arbeitnehmereigenschaft beseitigen.
Zwar haben die Ausnahme- und Sonderbestimmun-
gen im Kränkenversicherungsrecht dazu geführt, daß
es mittlerweile für fast jede Person mit geringem Ein-
kommen einen Weg in die gesetzliche Krankenver-
sicherung gibt, aber es gibt immer noch Ausnahmen.
Der weitestgehende Schritt wäre natürlich die Kran-
kenversicherungspflicht für die gesamte Bevölkerung
und das Recht für jeden, die gesetzlich vorgeschrie-
bene Mindestsicherung bei einer gesetzlichen oder
privaten Krankenversicherung seiner Wahl abzu-
schließen. Dies würde voraussetzen, daß die Metho-
den der Beitragserhebung in der gesetzlichen und der
privaten Krankenversicherung für den Bereich der ge-
setzlich vorgeschriebenen Grundsicherung langfristig
vollständig aneinander angeglichen werden. Derzeit
ist es in Deutschland wohl kaum möglich, einen Kon-
sens darüber zu erzielen, in welcher Weise eine solche
Angleichung von gesetzlicher und privater Kranken-
versicherung durchgeführt werden sollte.
Reform des Leistungsumfangs
In den letzten Jahren wurde in regelmäßigen Ab-
ständen der Leistungsumfäng der gesetzlichen Kran-
kenversicherung gekürzt, und vermutlich werden
auch zukünftig Leistungskürzungen nicht zu vermei-
den sein. Derzeit ist eine zielgerichtete Diskussion
darüber, ob bestimmte Leistungen zu der Mindest-
sicherung gehören sollen, die im Rahmen der gesetz-
lichen Krankenversicherung festgelegt ist, sehr
schwierig, weil im gegenwärtigen Krankenversiche-
rungssystem jede Leistungskürzung als unsozial
empfunden wird. Dies liegt daran, daß die erreichten
Einsparungen vor allem Mitgliedern mit höherem Ar-
beitseinkommen zugute kommen, während gleichzei-
tig die Leistungskürzung nur solche Versicherte trifft,
die die von der Kürzung betroffenen Leistungen in
Anspruch nehmen.
Im hier vorgeschlagenen Beitragssystem hätten
auch Mitglieder mit niedrigem Arbeitseinkommen und
einer großen Familie ein Interesse an der Kürzung von
Leistungen, wenn deren medizinischer Wert fragwür-
dig ist, denn die dadurch erreichten Beitragseinspa-
rungen kämen auch ihnen in vollem Umfang zugute.
Die Versichertengemeinschaft wäre in viel stärkerem
Ausmaß als bisher eine echte Solidargemeinschaft,
weil alle Versicherten in gleichem Ausmaß an größt-
möglicher Effizienz bei der Leistungserbringung inter-
essiert wären.
In einem reinen Versicherungssystem wäre es aber
auch möglich, die Interessen von Personen, die auf
wegfallende Leistungen angewiesen sind, besser zu
berücksichtigen. Durch Leistüngskürzungen wird re-
gelmäßig in bestehende Krankenversicherungsver-
träge eingegriffen; die Versicherten sind davon jedoch
in höchst ungleicher Weise betroffen:'Während die
Versicherten mit durchschnittlichem Krankheitsrisiko
auch heute schon die Möglichkeit haben, die wegge-
fallenen Leistungen durch eine private Zusatzversi-
cherung weiter zu erhalten, werden Personen mit er-
höhtem Kränkheitsrisiko Schwierigkeiten haben, die
weggefallenen Leistungen privat zu versichern. Der
Gesetzgeber räumt sich sozusagen selbst ein einsei-
tiges Sonderkündigungsrecht für einzelne Versiche-
rungsleistungen ein; der gesetzlich Versicherte, der
gerade.diese Leistung besonders benötigt, kann mög-
licherweise den Wegfall der Leistungen nicht durch ei-
ne private Versicherung kompensieren.
Im hier vorgeschlagenen System sind solche Kür-
zungen des Leistungsumfangs weniger problema-
tisch. Jedesmal, wenn der Gesetzgeber den gesetzli-
chen Leistungsumfäng vermindert, könnte er den
Versicherten
1 ein Wahlrecht einräumen, die Versiche-
734 WIRTSCHAFTSDIENST 1998/XIIKRANKENVERSICHERUNG
rung der gestrichenen Leistungen beizubehalten. Für
Versicherte, die Leistungen beibehalten wollen, wird
dann ein entsprechend höherer Beitrag kalkuliert.
Durch eine solche Vorgehensweise würde bei der
gesetzlichen Krankenversicherung allmählich ein
System entstehen, bei dem der Umfang der Versiche-
rung bis zu einem gewissen Grad von den Wünschen
der Versicherten abhängt.
Ähnliches gilt für die Option einer Zuwahl oder einer
Abwahl einzelner Leistungsbereiche. Im derzeitigen
Beitragssystem ist es ein sehr schwieriges Problem,
wie bei einer Zu- oder Abwahl die Mehr- oder Minder-
beiträge für die Versicherten gestaltet werden sollten
6.
Im hier vorgeschlagenen reinen Versicherungssystem
wären solche Mehr- und Minderbeiträge einfach ein-
zubauen.
Schlußbemerkung
Der beschriebene Reformvorschlag ist nicht neu.
Den meisten Ökonomen, die auf dem Gebiet der
Krankenversicherung forschen, ist die Problematik
wohlbekannt und auch die hier aufgezeigte Lösungs-
möglichkeit klar. Dennoch ist der Vorschlag in der po-
litischen Diskussion bisher nicht aufgetaucht und
spielte bis vor zwei Jahren auch in der wissenschaft-
lichen Diskussion keine wesentliche Rolle.
In jüngster Vergangenheit haben sich allerdings R
F. Lutz und U. Schneider
7 sowie F. Breyer
8 für eine
Herausnahme von Umverteilungsaufgaben aus der
gesetzlichen Krankenversicherung und deren Durch-
führung im Rahmen des Steuer-Transfer-Systems
ausgesprochen. Auch der Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung hat in seinem Jahresgutachten 1996/97 grund-
sätzlich eine Ausgliederung der Umverteilungsaufga-
ben aus der gesetzlichen Krankenversicherung emp-
fohlen. Der Sachverständigenrat verbindet dieses
Votum allerdings mit dem Vorschlag, die Trennung
von privater und gesetzlicher Krankenversicherung
vollständig aufzuheben
9. Die Verknüpfung dieser bei-
den Vorschläge ist allerdings nicht zwingend. Die
vollständige Aufhebung der Trennung von privater
und gesetzlicher Versicherung ist mit enormen und
kurzfristig nicht lösbaren Umstellungsproblemen be-
haftet und dürfte in Deutschland nicht konsensfähig
sein. Dagegen ist die Ausgliederung der Umvertei-
lungsaufgaben aus der gesetzlichen Krankenversi-
cherung auch als isolierte Reform möglich.
Es gibt mehrere Gründe, warum das Beitrags-
system der gesetzlichen Krankenversicherung bisher
in der wissenschaftlichen und der politischen Diskus-
sion nur wenig problematisiert worden ist:
D Der einkommensabhängige Beitrag zur gesetz-
lichen Krankenversicherung wird häufig schon des-
halb für selbstverständlich gehalten, weil auch die
beiden anderen großen Zweige der Sozialversiche-
rung, die Rentenversicherung und die Arbeitslosen-
versicherung, einkommensabhängige Beiträge erhe-
ben. Dabei wird nicht bedacht, daß bei der Renten-
versicherung fast alle Leistungen einkommensab-
hängig sind und bei der Arbeitslosenversicherung der
größere Teil des Leistungsvolumens, während die
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bis
auf wenige Ausnahmen für alle Versicherten gleich
und nicht vom Einkommen abhängig sind.
D Ein weiterer Grund für die allgemeine Zurückhal-
tung bei diesem Thema ergibt sich daraus, daß bei ei-
ner Ausgliederung der Umverteilungsaufgaben aus
der gesetzlichen Krankenversicherung eine Reduzie-
rung des gesamten Umverteilungsvolumens befürch-
tet wird.
D Der Hauptgrund für die bisherige Vernachlässigung
des Themas dürfte aber darin liegen, daß die ökono-
mische Gestaltung der Leistungserbringung in der ge-
setzlichen Krankenversicherung viel problematischer
ist als die Beitragserhebung. Ökonomen, die sich mit
\der Reform des deutschen Krankenversicherungs-
systems beschäftigen, interessieren sich in erster Li-
nie für eine Verbesserung des Anreizsystems bei den
Leistungserbringern, während das Problem einer ver-
nünftigen Beitragsgestaltung für sie nur eine nachge-
ordnete Bedeutung hat.
Zur Zeit sieht es nicht so aus, als ob die Probleme
auf der Leistungsseite der gesetzlichen Krankenversi-
cherung bereits in den nächsten Jahren eine befriedi-
gende Lösung finden werden. Dies ist allerdings kein
Grund, die Probleme auf der Beitragsseite, für die es
vernünftige Lösungen gibt, zu vernachlässigen. Viele
Probleme der Krankenversicherung sind meines Erach-
tens viel leichter zu behandeln, wenn die Krankenver-
sicherung von Umverteilungsaufgaben befreit wird, und
die Verteilungspolitik ist besser außerhalb der gesetz-
lichen Krankenversicherung angesiedelt.
6 Zu dieser Frage vgl. z.B. S. Böhm, K. Jacobs, R Reschke:
Notwendigkeiten und Möglichkeiten eines Umbaus der Finanzierung
der gesetzlichen Krankenversicherung, Hans-Böckler-Stiftung, Düs-
seldorf 1996, S. 83 - 96.
7 R F. Lutz, U. Schneider, a.a.O.
8 F. Breyer: Das deutsche.Gesundheitswesen-ein Exportmodell?
Wettbewerb der Gesundheitssysteme, in: K. Merke (Hrsg.): Umbau
oder Abbau im Gesundheitswesen?, Berlin 1997, S. 301 -302.
9 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung: Reformen voranbringen, Jahresgutachten 1996/97,
Ziffern 431-432, 440-445. Vgl. hierzu auch I. Merten, O. Pallen-
tien: Auf dem Weg zu einer effizienten Krankenversicherung, in:
WIRTSCHAFTSDIENST, 77. Jg. (1997), H. 3, S. 141-147.
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